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KULTURPOLITIK AKTUELL

Im November 2015 wurden seitens der EU
die Auswahlergebnisse der zweiten An-
tragsfrist aus dem Programm »Europa für

Bürgerinnen und Bürger« (2014–2020) veröf-
fentlicht. Nachdem die erste Runde offen war
für Anträge aus allen Förderbereichen, konn-
ten zum 1. September nur Projektvorschläge
im Rahmen von Bürgerbegegnungen
(Förderbereich 2.1) und Vernetzung von Part-
nerstädten (Förderbereich 2.2) eingereicht
werden. Von insgesamt 777 europaweit ein-
gereichten Anträgen in der zweiten Runde
wurden 120 für die EU-Förderung ausge-
wählt.

Während im letzten Jahr, als das Programm
»Europa für Bürgerinnen und Bürger« neu
aufgelegt wurde, nur vergleichsweise wenige
Anträge für kommunale Partnerschafts-
projekte (Bürgerbegegnungen und Vernet-
zung von Städten) eingereicht wurden, zeich-
net sich 2015 die Fortsetzung des europa-
weiten Aufwärtstrends ab. So hat sich bei-
spielsweise die Anzahl der europaweit einge-
reichten Anträge im Bereich der Bürger-
begegnungen mehr als verdoppelt: von 666
im Jahr 2014 auf insgesamt 1.404 in diesem
Jahr.

Bürgerbegegnungen
Besonders die Ungarn und Italiener sind flei-
ßige Antragssteller in beiden Förder-
maßnahmen. Anknüpfend an die Tendenzen
aus dem Vorjahr entfallen 2015 rund 34 Pro-
zent der Einreichungen im Bereich Bürger-
begegnungen (Fördermaßnahme 2.1) auf
Ungarn, 19 Prozent auf die Slowakei und 8
Prozent auf Italien. Deutschland liegt gemein-
sam mit Rumänien, mit jeweils 109 einge-
reichten Projektideen, europaweit auf dem
vierten Platz der Länder mit den meisten
Einreichungen in dieser Fördermaßnahme.
Analog zum europäischen Trend hat sich
auch die Einreichung von deutschen Koordi-
natoren 2015 nahezu verdoppelt.

Trotz der deutlichen Zunahme der Antrags-
einreichungen wurden seitens der EU nicht
mehr Projekte gefördert, so dass sich nicht
nur die deutsche, sondern auch die europa-
weite Förderquote nahezu halbiert hat. Dass
die Europäische Kommission nicht in der Lage
ist, auf die Vielzahl eingereichter Projektideen
einzugehen, liegt mitunter daran, dass das
Programm »Europa für Bürgerinnen und Bür-
ger« im Zuge des aktuellen Mehrjährigen
Finanzrahmens von den Mitgliedsstaaten 2013
mit einem kleineren Budget ausgestattet wur-
de. Gleichzeitig sind die vergleichsweise nied-
rigen Antragseinreichungen 2014 vor dem
Hintergrund zu sehen, dass erst im April 2014
die Verordnung für die neue Förderperiode
2014–2020 verabschiedet wurde, wodurch
das Programm inklusive seiner Neuerungen
im letzten Jahr erst verspätet gestartet ist.

Interesse am Bürgerschaftsprogramm in
Europa ungebrochen

Rückblick auf das Jahr 2015

Vernetzung von Partnerstädten
Im Bereich der Vernetzung von Partnerstädten
(Fördermaßnahme 2.2) lässt sich auf europäi-
scher Ebene Ähnliches beobachten: Die
gleichbleibende Anzahl geförderter Projekte
hat bei einer Zunahme der Antragseinreichun-
gen eine sinkende Förderquote von 15 Prozent
2014 auf 9 Prozent im Jahre 2015 zur Folge. Im
Vergleich zu anderen Mitgliedsländern stellt
Deutschland in dieser Fördermaßnahme seit
einigen Jahren immer weniger Anträge, kann
aber eine gute Erfolgsquote von 33 Prozent
vorweisen, die noch deutlich über dem europä-
ischen Schnitt liegt. Italien und Ungarn weisen
auch hier eine große Beteiligung auf. Obwohl
die Slowakei 2014 noch drittstärkster Antrag-
steller im Bereich Vernetzung war, wurde das
Land 2015 aufgrund seiner sinkenden Antrags-
einreichungen von Griechenland überholt. Die
Griechen haben in Relation zum Vorjahr die
Anzahl ihrer Antragseinreichung verfünffacht und
repräsentieren dadurch 6 Prozent der
europaweiten Einreichungen im aktuellen Jahr.

Themen und Inhalte der Projekte
In Bezug auf die Projekte aus der zweiten Aus-
wahlrunde lässt sich noch wenig zu den Inhal-
ten, Zielen und Aktivitäten sagen, da diese
Projekte erst in den nächsten Monaten anlaufen
werden. Auffällig ist jedoch, dass die Themen
Frieden und Zukunft vielerorts in den Fokus der
Veranstaltungen gestellt werden. Vor dem Hin-
tergrund eines krisengeprägten Europas zeigt
sich also auf kommunaler, bürgernaher Ebene
ein vermehrtes Interesse, den Austausch über
die damit verbundenen Herausforderungen und
den Zusammenhalt der EU und ihrer Mitglieds-
staaten durch kommunale Partnerschafts-
projekte zu fördern. Auch anhand der geogra-
phischen Ausbreitung ist das stetige Interesse
an der Förderung von demokratischem Enga-
gement und Partizipation unverkennbar. Für
Bürgerbegegnungen wurden in diesem Jahr
Anträge aus allen 32 am Programm beteiligten
Ländern eingereicht, wohingegen in den Vor-
jahren Einreichungen aus höchstens 24 unter-
schiedlichen Ländern erfolgten. Es bleibt abzu-
warten, inwieweit das politische Zeitgeschehen,
das dieser Zeiten von Meldungen über terroris-
tisch motivierte Anschläge oder fremden-
feindliche Aktionen im Zuge der Flüchtlings-
bewegungen dominiert wird, im kommenden
Jahr neue Impulse für weitere Projektideen zur
Förderung eines friedlichen Verständnisses der
europäischen Vielfalt liefert.
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Die KS EfBB wird gefördert durch die
Generaldirektion Migration, Inneres und
Bürgerschaft der Europäischen Kommission
aus dem Programm »Europa für Bürgerinnen
und Bürger« sowie vom Bundesministerium
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend.


